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Verordnung der Landesregierung über die zuständigen Stellen nach dem Heizkostenzu-

schussgesetz (HeizkZusch-ZuVO - Entwurf); Stellungnahme im Anhörungsverfahren 

 
 
Sehr geehrter Herr Professor Müller, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir bedanken uns für die Beteiligung beim Anhörungsverfahren zum o.g. Verordnungsentwurf 
über die Zuständigkeit für die Durchführung des Heizkostenzuschussgesetzes. Als Landesfami-
lienrat nehmen wir dazu wie folgt Stellung:   
 
Angesichts der dramatisch gestiegenen und weiter steigenden Energiekosten hat die Bundesre-
gierung als Bestandteil des sog. Entlastungspakets ein Energiegeld für Personen bzw. Haus-
halte beschlossen. Die hohen Energiepreise belasten die Bezieher kleiner Einkommen überpro-
portional und verteuern das ohnehin kostspielige Wohnen. Daher ist dieser Schritt insgesamt zu 
begrüßen, wenngleich aus Sicht des Landesfamilienrates BW der Ausgleich bei den einkom-
mensschwachen Haushalten deutlich höher ausfallen müsste und sich nicht in einer einmaligen 
Zahlung erschöpfen sollte. Schließlich haben sich die Energiekosten innerhalb eines Jahres um 
rund 30 Prozent erhöht. 
 
Für einen Großteil der Berechtigten wird die Auszahlung des Zuschusses über die Steuer vor-
genommen. Die Verordnung des Landes erfasst nun die Personengruppen, die über eine fiska-
lische Lösung nicht oder unzureichend erreicht würden, wie Bezieherinnen und Bezieher von 
Wohngeld, Leistungen der Ausbildungsförderung, Aufstiegsfortbildungsförderung, Berufsausbil-
dungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld. Hier sieht der Entwurf vor, das Landesrecht so auszuge-
stalten, dass die Auszahlung des Heizkostenzuschusses an die Zuständigkeit für die benannten 
Einzelleistungen geknüpft wird. Diese Regelung erscheint uns folgerichtig, sie erfordert einen 
überschaubaren Verwaltungsaufwand und dürfte auch für die Leistungsberechtigten nachvoll-
ziehbar sein.  
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Wir beziehen uns mit unserer Stellungnahme auch auf das Schreiben der Liga der Freien Wohl-
fahrtspflege, die angesichts der beunruhigenden Preisentwicklung auf die Notwendigkeit flan-
kierender Maßnahmen durch das Land hinweist. Gemeinsam mit den Wohlfahrtsverbänden for-
dern wir, die Stromsperren in Haushalten durch die Energieversorger zumindest auszusetzen. 
Ein Leben ohne Strom ist – nicht nur für Familien - in unserem Land ein denkbar randständiges 
und ausgegrenztes Leben (Heizung, Kochen, Kommunikation etc.). Es betrifft laut Statistik be-
reits jetzt jährlich rund 230.000 Menschen. Die Energieschulden im Land werden steigen – 
Stromsperren sind keine Antwort. 
 
Eng verwandt mit den Energiekosten sind die Kosten für Mobilität. Bei den Ausgaben der Fami-
lien rangieren diese - nach den notwendigen Ausgaben für Lebensmittel und Wohnen - bereits 
auf Platz drei1 und belasten das Familienbudget gerade im unteren Einkommensbereich stark.  
Die Kosten sind vor allem dann sehr hoch, wenn der ÖPNV wenig ausgebaut ist und die Familie 
ein Auto braucht. Daher gilt es Alternativen zu schaffen, auch und gerade im ländlichen Raum. 
Der Landesfamilienrat tritt daher für einen konsequenten Ausbau des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) und gute Anschlusskonzepte ein.  
 
Die beschlossenen 9 Euro Tickets im Rahmen des Entlastungspakets für die Monate Juni - Au-
gust sind in jedem Fall eine willkommene Entlastung der Mobilitätskosten. Der Landesfamilien-
rat weist aber darauf hin, dass der Öffentliche Personennahverkehr dauerhaft attraktiv, verläss-
lich und erschwinglich (und im Falle von Schülerinnen und Schülern kostenfrei) sein muss. Wir 
bitten daher das Land und Ihr Haus, diesen Aspekt – auch im Hinblick auf die Zukunftsfähigkeit 
Baden-Württembergs - wichtig zu nehmen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Prof. Christel Althaus 
Vorsitzende 
  

 
1 Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung e.V. (IAW), Tübingen, 2015 


